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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Militärorganisation

Der Bedeutung wie dem öffentlichen Aufsehen nach überragte der Streit um
Rothenthurm all diese Fälle bei weitem. Hier geht die Abwehr gegen den geplanten
Waffenplatz aus von Bauern, die fürchten, es finde sich in der Gegend zu wenig
Realersatz für den Boden, den sie aufgeben müssten, ferner von Naturfreunden, die um
das dortige Hochmoor bangen. Für dieses Anliegen zeigte Bundesrat Chevallaz wenig
Verständnis: die Haltung eines Majors und Universitätsprofessors, der sich für die
schützenswerte Landschaft von nationaler Bedeutung einsetzte, kanzelte er öffentlich
als «dumm und gefährlich» ab. Er selber betrachtet die Schaffung von Waffenplätzen in
abgelegenen Regionen als erwünschte Förderung des Tourismus. Nach diesen
Auseinandersetzungen war die Öffentlichkeit eher überrascht, als der Schweizerische
Bund für Naturschutz (SBN) anfangs Dezember der Eidgenossenschaft eine Parzelle von
ungefähr 4'000 m2 bei Rothenthurm abtrat, weil er glaubte, er hole durch einen
Verkauf unter bestimmten Auflagen mehr für seine Bestrebungen heraus, als es bei
einer Enteignung möglich wäre. Noch im Mai hatte der SBN bestritten, dass das EMD-
Projekt punkto Naturschutz ausgewogen sei und allen Interessen Rechnung trage. Einer
Vorentscheidung trieb die Angelegenheit zu, als es die Korporation Oberägeri ebenfalls
anfangs Dezember ablehnte, dem Bund 68 Hektaren zu veräussern, teils aus Solidarität
mit der Gemeinde Rothenthurm, teils wegen des niedrigen abgebotenen
Quadratmeterpreises. Auf diese Absage hin erklärte das EMD, es leite nun die
Enteignung ein, doch solle eine gütliche Einigung immer noch möglich bleiben. Die in
der Sache unnachgiebige Haltung der Militärbehörden brach freilich die Ablehnung der
Gegner nicht. Sie beschlossen vielmehr, eine Volksinitiative gegen die Errichtung eines
Waffenplatzes in Rothenthurm zu lancieren und demonstrierten durch Warnfeuer ihren
ungebrochenen Willen zu weiterem Widerstand. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 26.11.1982
BEAT JUNKER

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Naturschutz

L'urbanisation croissante a pour conséquence la disparition progressive des zones
vertes. Mais les mesures prises ici et là pour protéger les arbres n'ont pas réussi à
écarter tout danger. C'est ce qui explique l'intervention du peuple à Zurich ou à
Genève. Dans le canton de Schwyz, les milieux de la protection de la nature ont réussi à
la dernière minute à faire interdire par l'Inspection fédérale des forêts le défrichement,
autorisé par le Conseil d'Etat, du domaine Schiller, près de Brunnen. La 25e vente de
l'écu d'or fut satisfaisante. Le bénéfice put être doublé grâce à l'augmentation du prix
de l'écu, et fut attribué à la conservation et à l'agrandissement de la réserve naturelle
des Grangettes à l'extrémité orientale du lac Léman. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 07.12.1970
PAUL EHINGER

Zu Auseinandersetzungen um konkrete Einzelfälle kam es vor allem dort, wo sich die
Interessen der touristischen Erschliessung und jene des Landschaftsschutzes
gegenüberstanden. Das zeigte sich etwa am Widerstand gegen den Bau von
Luftseilbahnen auf das Klein-Matterhorn und den Feekopf bei Saas-Fee und beim
Entscheid des Bundesgerichts, Rekurse gegen Waldrodungsbewilligungen der Tessiner
Behörden gutzuheissen. Im Kanton Schwyz hingegen wurde die Rodung und
Überbauung auf der «Schillermatte» unter Berücksichtigung gewisser Aspekte des
Naturschutzes und der Forstwirtschaft im zweiten Anlauf bewilligt. Gegen die
Überbauung und gegen die Zerstörung der Eigenart des Oberengadins wurden
verschiedene private Aktionen gestartet. Sammlungen brachten CHF 700'000 ein, was
den Ankauf eines Teils des gefährdeten Landes ermöglichte. Eine Petition mit 359'279
Unterschriften – sie wurde gleichzeitig mit einer Petition für den Schutz gefährdeter
Tierarten vom World Wildlife Fund eingereicht – unterstrich den Wunsch der
Bevölkerung, Landschaften von nationaler Bedeutung zu erhalten. 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 23.12.1971
ULRICH KLÖTI
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Auf kantonaler Ebene wurden Naturschutzziele mit Hilfe von Volksbegehren verfolgt:
so reichte der Journalist Franz Weber in der Waadt 26'000 Unterschriften für die
Erhaltung der Rebberglandschaft des Lavaux ein. Im Thurgau wurde die Bewahrung der
natürlichen Ufer des Bodensees und des Rheins durch eine neue
Verfassungsbestimmung, die auf eine Volksinitiative zurückging, zur Staatsaufgabe
erklärt. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 26.11.1973
PETER GILG

Die Stimmbürger des Kantons Zürich nahmen eine Vorlage über Erholungsgebiete an.
Widerstand machte sich lediglich in ländlichen Regionen bemerkbar; die Bauern
befürchteten, vermehrt unter der Rücksichtslosigkeit von Ausflüglern leiden zu
müssen. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 15.03.1974
ERNST FRISCHKNECHT

Im Bereiche des Natur- und Landschaftsschutzes fand die Sorge um gefährdete Werte
weiterhin Ausdruck in politischen Aktionen. Im nahezu dreijährigen Ringen um die
Erhaltung der Rebberglandschaft des Lavaux erreichte das vom kämpferischen
Heimatschützer Franz Weber präsidierte Komitee «Sauver Lavaux», dass eine mit der
Angelegenheit betraute Kommission der waadtländischen Regierung beantragte, das
umstrittene Gebiet in die Schutzzone aufzunehmen. 6

KANTONALE POLITIK
DATUM: 08.10.1974
ERNST FRISCHKNECHT

In mehreren Kantonen sahen sich die Behörden veranlasst, mit drastischen
Massnahmen gegen das allzu intensiv betriebene Sammeln von Pilzen einzuschreiten. 7

KANTONALE POLITIK
DATUM: 06.08.1976
HANS HIRTER

Verschiedene Erfolge konnten die Bemühungen um den Schutz einzelner
Landschaften verzeichnen: So dürfte es dank einer neuen Bauordnung gelingen, das
Ufergebiet der Oberengadiner Seen (Surlej) von zukünftigen Überbauungen
freizuhalten. Im Kanton Waadt sprach sich die Bevölkerung deutlich gegen eine
Seeuferaufschüttung bei Dorigny aus, welche eine der wenigen natürlichen
Uferlandschaften des Genfersees zerstört hätte. 8

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.09.1976
HANS HIRTER

Gegen die schleppende Behandlung der 1973 eingereichten Initiative für den Schutz
der Weinbaugebiete am Genfersee («Sauver Lavaux») deponierte Franz Weber beim
Bundesgericht eine staatsrechtliche Beschwerde; prompt unterbreitete nun die
Waadtländer Regierung einen Gegenvorschlag, der vorsieht, nur einzelne besonders
erhaltenswerte Gebiete unter Schutz zu stellen. 9

KANTONALE POLITIK
DATUM: 20.10.1976
HANS HIRTER

Für einen Kompromiss zwischen der Initiative «Aktion Rhy » und dem Gegenvorschlag
der Regierung entschied sich das Parlament des Kantons Schaffhausen. Nach seinen
Vorstellungen sollen nicht nur das Rheinufer, sondern auch weitere Naturschönheiten
vor baulichen Eingriffen bewahrt werden; daneben will der Grosse Rat dem Volk ein
Mitbestimmungsrecht bei den kantonalen Stellungnahmen zur Linienführung der
Nationalstrassen einräumen. 10

KANTONALE POLITIK
DATUM: 08.12.1976
HANS HIRTER

Um den Postulaten des Heimatschutzes für die Erhaltung von wertvollen Gebäuden
und Ortsbildern konsequenter nachkommen zu können, erliessen die Kantone Basel-
Stadt und Genf Heimatschutzgesetze. Diese Gesetze scheinen allerdings F. Weber
zuwenig weit zu gehen, hat er doch gerade diese beiden Grossstädte als erste Objekte
seiner neu gegründeten Vereinigung «Helvetia nostra» ausgewählt: mittels
Verfassungsinitiativen sollen in diesen Städten Abbruchverbote und Sanierungspläne
durchgesetzt werden. Nur durch ein Zufallsmehr erhielt die Regierung von Basel freie
Hand für die mit Argumenten des Heimatschutzes begründete bauliche Sanierung von
40 Altstadthäusern; die opponierende Linke rechtfertigte ihre Haltung mit Bedenken
gegen die Entstehung teurer Luxuswohnungen. Die Basler Stimmbürger sprachen sich
im weiteren nach einer heftigen Kampagne deutlich gegen die Errichtung eines
Grosskaufhauses aus, welche eine massive bauliche Umgestaltung des historischen
Marktplatzes mit sich gebracht hätte. Beim «Schweizer Heimatschutz» bemühte sich
die teilweise erneuerte Verbandsleitung um eine Neudefinition der Zielvorstellungen.
Frische Impulse erhofft man sich von der eingeleiteten Entwicklung in Richtung auf eine

KANTONALE POLITIK
DATUM: 11.12.1976
HANS HIRTER
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Politik, die sich vermehrt mit der Erhaltung einer lebensfreundlichen Umwelt befasst,
wobei die bis anhin betriebenen Denkmalschutzaktivitäten nur noch ein Teilgebiet
unter anderen wären. 11

Den uneingeschränkten Schutz vor baulichen Veränderungen verlangte ein von Franz
Weber unterstütztes waadtländisches Volksbegehren («Sauver Lavaux») für die
Rebberge östlich von Lausanne. Obwohl die Regierung – wohl vor allem aus taktischen
Gründen – einen viel allgemeiner gehaltenen Gegenvorschlag präsentiert hatte, fand die
von den Linksparteien und der SVP unterstützte Initiative eine deutliche Zustimmung. 12

KANTONALE POLITIK
DATUM: 16.06.1977
HANS HIRTER

Weniger Verständnis für die Erhaltung einer intakten Landschaft zeigt die Walliser
Regierung: sie erteilte die Baubewilligung für den Hochgebirgsflugplatz bei Verbier und
äusserte sich sehr positiv zum ebenfalls umstrittenen Projekt für einen Stausee am
Fusse des Rhonegletschers. 13

KANTONALE POLITIK
DATUM: 16.06.1977
HANS HIRTER

In der Waadt behandelte das Parlament das Gesetz zum Schutz der Weinbaugebiete des
Lavaux vor baulichen Veränderungen. Die erforderlichen Verfassungsgrundlagen waren
1977 mit der Annahme der von F. Weber lancierten Volksinitiative «Sauver Lavaux»
geschaffen worden. Der Grosse Rat akzeptierte die Vorlage, welche doch recht
weitgehende Eingriffe in die Autonomie der Gemeinden dieser Region bringt, nachdem
er sie in einigen Punkten abgeschwächt hatte. 14

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.12.1978
HANS HIRTER

Une initiative populaire lancée par le PS bernois désirait que le canton garantisse la
sauvegarde du site naturel et l'accès du public aux rives des lacs et des cours d'eau.
Dans le canton de Schaffhouse, les milieux intéressés par la protection de la nature
avaient lancé une initiative pour la protection du plateau de Randen. Ce projet visait
une interdiction générale de circuler. Au lendemain d'une campagne électorale intense,
cette initiative a été très nettement rejetée en votation par une majorité des deux tiers.
Le contre-projet présenté par le gouvernement et qui prévoyait une interdiction de
circuler le dimanche seulement, avait déjà échoué au parlement cantonal. En revanche,
le Grand Conseil bâlois a prouvé que l'on pouvait même protéger la nature dans les
villes, en adoptant une loi sur le maintien et le développement du nombre d'arbres. Elle
prévoit avant tout de soumettre à autorisation l'abattage des arbres et de soutenir de
nouvelles plantations par des subventions. Ce que les représentants du peuple bâlois
ont considéré comme juste en ce qui concerne la protection des arbres, ils l'ont aussi
estimé convenable pour ce qui est de la sauvegarde des bâtiments dignes de
protection. La preuve en est une loi sur la protection des monuments, adoptée contre
l'avis du gouvernement, et qui donne au canton la compétence d'intervenir d'une
manière aussi variée qu'étendue dans ce domaine. 15

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.12.1980
FRANÇOIS DA POZZO

In den Kantonen Aargau und Zug präsentierten die Regierungen Gesetzesprojekte,
welche Massnahmen zum Schutz erhaltenswerter Landschaften erleichtern sollen. So
sieht der aargauische Entwurf die Einrichtung eines speziellen Finanzierungsfonds vor;
ausserdem sollen den Gemeinden zusätzliche Kompetenzen für den Erlass von
Schutzbestimmungen eingeräumt werden. 16

KANTONALE POLITIK
DATUM: 25.07.1981
HANS HIRTER

Die Existenz der wenigen erhalten gebliebenen natürlichen Seeufer wird nicht nur
durch Baupläne für Ferien- und Wochenendhäuser gefährdet, sondern auch durch
andere vorwiegend Vergnügungszwecken dienende Anlagen wie etwa Strassen und
Bootshäfen. Die Baudirektoren der Kantone Freiburg und Waadt stellten deshalb der
Öffentlichkeit Pläne für den Schutz der Ufer des Neuenburgersees (Südseite) und des
Murtensees vor. In Aussicht genommen wird darin unter anderem die Ausscheidung von
Naturschutzgebieten und die Reglementierung der Zahl der Motorboote. Im Kanton
Bern hatte die SP eine Volksinitiative für die freie Zugänglichkeit der See- und Flussufer
sowie deren Schutz vor weiterer Überbauung eingereicht. Für die Finanzierung von
Auszonungen aus dem Baugebiet soll ein Entschädigungsfonds zur Verfügung stehen.
Die Regierung und das Parlament stellten dem Begehren einen Vorschlag gegenüber,
der ähnliche, aber etwas weniger weit gehende Ziele durch eine Teilrevision des

KANTONALE POLITIK
DATUM: 05.11.1981
HANS HIRTER
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Baugesetzes erreichen will. Da dabei kein Finanzierungsfonds vorgesehen ist und auch
die Eingriffsmöglichkeiten in das private Grundeigentum bei der Errichtung von
Uferwegen nach Ansicht der Initianten ungenügend sind, hielten diese an ihrem
Begehren fest. Der Stimmbürger kann sich deshalb 1982 in einer Volksabstimmung, bei
der erstmals im Kanton Bern die Bejahung der Initiative und des Gegenvorschlags
erlaubt ist, über die beiden Vorlagen aussprechen. 17

Ausserst umstritten sind die Pläne des EMD, im Gebiet der Hochmoore von
Rothenthurm (SZ) einen Waffenplatz zu errichten. Da wir an anderer Stelle ausführlich
auf diese Kontroverse eingehen, beschränken wir uns hier auf die in diesem
Zusammenhang eingereichte kantonale Volksinitiative zum Schutz gefährdeter
Landschaften. Eher unerwarteterweise gelang es einem auf Anregung von Franz Weber
gebildeten Komitee auch ohne die Unterstützung institutionalisierter Parteien und
Organisationen, die erforderlichen Unterschriften zu sammeln. Vorgeschlagen wird
praktisch ein Bauverbot für nichtlandwirtschaftliche Bauten ausserhalb bestehender
Siedlungen. Damit sind neben dem Waffenplatz auch weitere geplante Anlagen
(Richtstrahlantenne auf dem Höhronnen, Hotelbauten in Morschach und auf dem Rigi
usw.) anvisiert. 18

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.12.1982
HANS HIRTER

Mit 53% Ja-Stimmen nahm der Schwyzer Souverän überraschend die von grünen
Kreisen eingereichte Landschaftsschutz-Initiative an, welche unter anderem gegen den
geplanten Waffenplatz in Rothenthurm gewendet werden kann. 19

KANTONALE POLITIK
DATUM: 23.09.1985
KATRIN HOLENSTEIN

Im Kanton Bern haben die Stimmberechtigten die Volksinitiative «Schneekanonen: Ja,
aber mit Mass» deutlich verworfen. Das von links-grünen Organisationen gestellte
Begehren hatte eine Einschränkung des Einsatzes von Beschneiungsanlagen gefordert.
Die Gegner der Initiative, welche sich vor allem aus Kreisen der Berner Oberländer
Tourismusbranche zusammensetzten, sahen in der Vorlage eine Bedrohung für den
gesamten Wintersport in ihrer Region. 20

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.11.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Le 1er août, la commune de Lavin (GR) a remis officiellement, après approbation du
Conseil fédéral, les «Lajs de Macun» à la Commission fédérale du Parc national.
L'intégration de la région des «Lajs de Macun», haut plateau sauvage parsemé d'une
dizaine de lacs de montagne d'une surface de 3.6km2, était le premier agrandissement
significatif que connaissait le Parc national suisse dans le canton des Grisons depuis
1939. L'élargissement aux lacs glaciaires de Macun était la première réalisation d'un
important projet d'extension du Parc national qui prévoyait un agrandissement de la
zone centrale et la création d'une zone tampon de 300km2. Toutefois celui-ci ne sera
effective qu'après une modification de la loi fédérale sur le parc national par le Conseil
fédéral, mais surtout après l'acceptation par les vingt autres communes du projet
d'extension du Parc national suisse. La Commission fédérale des parcs nationaux a
décidé de faire l'offre directement aux communes. Dans les faits, rien ne devait
changer qualitativement et quantitativement à l'agrandissement, il y aurait même une
réduction entre Zernez et Lavin (GR). Profitant de la votation communale pour
s'exprimer sur la question, les habitants de Zernez ont refusé en décembre
l'agrandissement du Parc national. Concrètement par 227 non contre 145 oui, la
commune a refusé de donner du terrain à la zone tampon. Le non de Zernez pose un
problème pour la continuation de l'agrandissement du Parc national, car la commune
se trouve au centre de celui-ci. 21

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.12.2000
PHILIPPE BERCLAZ

Le canton de Fribourg a approuvé le plan d’affectation (PAC) de la réserve naturelle de
la Grande Cariçaie et son règlement. Cette décision a mis fin à une procédure débutée
en novembre 2000. Après des séances de conciliation, la Direction des travaux publics
a pu lever 120 oppositions, dont celle de l’Association des riverains de la rive sud du lac
de Neuchâtel. Quant aux autres, elles ont été déclarées irrecevables. Les motifs de rejet
étaient que les opposants n’avaient pas la qualité pour agir ou que leurs requêtes
étaient infondées. Des recours étaient possibles, mais ils n’avaient plus d’effet
suspensif. 22

KANTONALE POLITIK
DATUM: 08.03.2002
PHILIPPE BERCLAZ
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Le Conseil communal de Bagnes (VS) a retiré sa candidature à l’appel d’offre lancé par
Pro Natura pour la création d’un deuxième parc national. Les élus ont pris leur décision
en se basant sur les directives en préparation : ils déploraient la rigueur des critères
prévus par l’Office fédéral de l’environnement pour le parc national. Concrètement, ils
jugeaient inacceptable les exigences excluant toute agriculture, sylviculture, ainsi que
certaines activités comme le VTT ou le parapente dans le noyau central du parc. La
principale pierre d’achoppement était cependant la fin programmée du barrage de
Mauvoisin. En effet, le parc national n’aurait pas permis le renouvellement des
concessions hydrauliques dans la zone centrale. Cela signifie que le captage de cours
d’eau, nécessaire à l’alimentation du barrage, aurait été impossible. Or, le barrage
apporte à la commune plus de trois millions de francs de redevance par année. 23

KANTONALE POLITIK
DATUM: 05.04.2002
PHILIPPE BERCLAZ

Der Regierungsrat von Uri gab bekannt, er beabsichtige, die alte Gotthard-
Eisenbahnlinie ins Weltkulturerbe der UNESCO eintragen zu lassen. Eine Kandidatur sei
allerdings frühestens 2010 möglich. 24

KANTONALE POLITIK
DATUM: 16.03.2006
MAGDALENA BERNATH

Im Misox (GR) wurde im Oktober das grösste Naturwaldreservoir ausserhalb des
Nationalparks geschaffen. Die Standortgemeinden, Pro Natura und der Kanton
Graubünden unterzeichneten gemeinsam einen Schutzvertrag. In diesem Gebiet von
1500 Hektaren Wald wird nun während 50 Jahren auf Holzschlag und Beweidung
verzichtet. Erlaubt bleiben das Wandern, die Jagd sowie das Sammeln von Pilzen und
Beeren. Für den Verzicht auf die Bewirtschaftung werden die Standortgemeinden von
Pro Natura und dem Kanton Graubünden mit insgesamt 470 000 Fr. entschädigt. 25

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.10.2007
ANDREA MOSIMANN

Nach sechzehn Jahren Planung scheiterte die Idee eines bis anhin zweiten und
flächenmässig grössten Nationalparks, dem sogenannten Parc Adula, im Gebiet um das
Rheinwaldhorn (it: Adula) im November 2016 an der Urne. Abgestimmt wurde in den 14
Bündner und 3 Tessiner Gemeinden, deren Gebiet teilweise oder ganz dem
Nationalpark angehört hätten. Damit das Projekt hätte realisiert werden können, wäre
die Zustimmung von mindestens 13 dieser 17 Gemeinden notwendig gewesen. Am
Abstimmungssonntag wurde das Vorhaben indes nur von 9 Gemeinden befürwortet und
mit Vals (GR), Lumnieza (GR) und Blenio (TI) gerade von drei Gemeinden am deutlichsten
abgelehnt, deren Gebiete teilweise zur Kernzone des Nationalparks gehört hätten.
Insgesamt hätte sich die Fläche des Nationalparks auf 1250 km2 ausgedehnt; wovon die
Kernzone 145 km2 ausgemacht hätte. Das Abstimmungsergebnis liess vermuten, dass
gerade die «sterile Kernzone im Hochgebirge», wie das Nein-Komitee das Herzstück
des Parks bezeichnet hatte (zit in TA), Ausschlag für ein Nein gegeben hatte. Zweck der
Kernzone eines Nationalparks ist, den Einfluss des Menschen auf die Natur möglichst
gering zu halten. So etwa dürften keine Wanderwege verlassen, keine Pilze und Beeren
gesammelt und keine Motorfahrzeuge gefahren werden. Darüber hinaus ist die
landwirtschaftliche Nutzung stark eingeschränkt und Jagd und Fischerei grundsätzlich
verboten; Ausnahmen sind lediglich zur Verhütung von Wildschäden respektive zum
Schutz der autochthonen Fauna zulässig.

Der Abstimmungskampf hatte sich zu einem heftigen Schlagabtausch zwischen den
Gegnern, die sich vor zunehmender Bürokratie und eingeschränkter Handlungsfreiheit
fürchteten, und den Befürwortern, die davor warnten, dass so eine Chance nie
wiederkehren werde, entwickelt. Zu den kritischen Stimmen hatten etwa neben den
Landwirten auch die Alpinisten und Bergführer gezählt, die beim Zustandekommen des
Nationalparks mit der Halbierung ihrer SAC-Sommerrouten hätten auskommen müssen.
Trotz ihrer insgesamt befürwortenden Haltung hatte auf der anderen Seite auch Pro
Natura das Projekt kritisiert, da dieses zu viele Ausnahmen für verschiedene
Nutzergruppen in der Kernzone zugelassen hätte, womit die ungestörte Entwicklung der
Natur nicht vollends umgesetzt worden wäre.

Nach verlorener Abstimmung setzten die Naturschützer ihre Hoffnung damals noch auf
das letzte noch offene Nationalpark-Projekt, den Parco Nationale del Locarnese. Beide
Projekte waren im Jahr 2000 ins Leben gerufen worden, nachdem Pro Natura einen
Ideenwettbewerb zur Gründung eines zweiten Nationalparks lanciert und im Falle des
Zustandekommens dem Projekt einen Betrag von CHF 1 Mio. versprochen hatte. Vier
weitere in diesem Zusammenhang angedachten Projekte waren bereits zu früheren
Zeitpunkten begraben worden. 26
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Le Parc National du Locarnese ne verra pas le jour. Le projet d'un deuxième parc
national suisse, au côté de celui des Grisons, est tombé à l'eau, puisque six des huit
communes appelées à voter l'ont refusé. Les communes d'Ascona et Bosco Gurin ont
dit oui au projet, contrairement à Brissago, Losone, Centovalli, Ronco sopra Ascona,
Onsernone et Terre di Pedemonte. Le projet prévoyait une étendue protégée de 128
km2, composée d'une zone de protection renforcée où de nombreuses activités
humaines auraient été interdites. L'objectif était de permettre à la nature de s'y
développer librement. Elle aurait été entourée d'une seconde zone, non soumise à des
restrictions, devant assurer sa protection et celle de la nature. Le parc aurait bénéficier
de 52 millions de francs pour valoriser le territoire sur dix ans. Les promoteurs
estimaient des retombées économiques de 200 millions de francs, ainsi que la création
d'une vingtaine d'emplois directs et 200 postes de travail indirects. La campagne fut
très animée. D'après les observateurs, c'est la crainte de la population de perdre la
liberté dont elle jouit, qui explique ce vote. 27
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sport

Im Februar 2003 findet in St. Moritz (GR) die Ski-Weltmeisterschaft statt. Im
September 2000 hatte das Bündner Stimmvolk überraschend einem Kredit von 7 Mio Fr.
für diesen Grossanlass die Zustimmung verweigert. Anfangs März wurde die Bündner
Bevölkerung erneut zu dieser Frage an die Urne gerufen. Die Ausgangslage präsentierte
sich insofern besser, als in der Zwischenzeit der Kredit auf 4 Mio Fr. zurückgestutzt
worden war und auch die Natur- und Umweltschützer (unter ihnen SP-Nationalrat
Hämmerle) ihren anfänglichen Widerstand aufgegeben hatten. Mit rund 58% Ja-
Stimmen wurde der Kredit deutlich angenommen. 28
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